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Einleitung


Die evangelische Kirche und ihre dazugehörigen Diakonischen Einrichtungen erhalten durch das verfassungsrechtlich gesicherte Selbstbestimmungsrecht von Religionsgemeinschaften aus Art. 140 GG i. V. m. Art. 137 Abs. 3 WRV die Möglichkeit, ihre inneren Angelegenheiten selbständig zu regeln. Das führt dazu, dass Kirchen eigene Regelungen für das Arbeitsvertragsrecht und die betriebliche Interessensvertretung haben.


Dieses Buch soll als Nachschlagewerk für die tägliche Arbeit von Mitarbeitervertretungen die wesentlichen arbeitsrechtlichen Besonderheiten in übersichtlicher Weise zusammenstellen.


Da das kirchliche Arbeitsrecht in den einzelnen Landeskirchen zum Teil unterschiedlich geregelt ist, beschränkt sich dieses Buch auf die Grundordnungen der evangelischen Kirche und des Diakonischen Werkes. In den einzelnen Landeskirchen kann es abweichende Regelungen geben.




Teil 1 Grundlagen


1 Historie zum Selbstbestimmungsrecht der Kirche in Deutschland


1.1 Entwicklung von Kirche und Diakonie


Die Evangelische Kirche Deutschland (EKD) entstand 1946 durch den Zusammenschluss der insgesamt 20 selbständigen Landeskirchen in Deutschland. Ihren Sitz hat die EKD in Hannover. Zuständig ist sie für die ihr übertragenden Gemeinschaftsaufgaben, wozu auch die Regelung einheitlicher Kirchengesetze gehört.1 Organe der EKD sind die Synode, der Rat und die Kirchenkonferenz.


Träger der sozialen Arbeit der evangelischen Kirche ist die Diakonie Deutschland. Die rechtliche Zuordnung zur Kirche als Körperschaft des öffentlichen Rechts erfolgt dabei durch die Bildung von Dachverbänden. Ziel dieser Dachverbände ist die Sicherstellung der Einhaltung der kirchlichen Vorgaben ihrer Mitglieder, damit auch für die Diakonischen Einrichtungen das Selbstbestimmungsrecht der Kirchen Anwendung finden kann.


Entstanden ist die Diakonie im Jahre 1848 als „Central-Ausschuss für die Innere Mission der Deutschen evangelischen Kirche“. Dabei wurden deutschlandweit Verbände mit rechtlich selbständigen Heimen, Anstalten und Einrichtungen geschaffen, die sich der sozialpädagogischen und pflegerischen Arbeit am Menschen verschrieben haben. 1940 wurde der Central-Ausschuss zum Schutz vor der NS-Gleichschaltungspolitik in die Deutsche Evangelische Kirche einbezogen. Nach Ende des zweiten Weltkrieges entstand neben dem Central-Ausschuss das „Hilfswerk der Evangelischen Kirche in Deutschland“ als unselbständige Einrichtung der evangelischen Kirche zur Betreuung von Flüchtlingen, Kriegsgefangenen und Hungernden. 1957 wurden der Central-Ausschuss und das Hilfswerk unter Beibehaltung ihrer rechtlichen Selbständigkeit zusammengeführt. Hieraus entstand 1975 schließlich das Diakonische Werk der Evangelischen Kirche Deutschland. 1991 sind die Diakonischen Werke der Evangelischen Kirche beigetreten. 2


Es gibt heute insgesamt 17 Diakonische Werke, die sich an den Landeskirchen orientieren. Ihre Aufgabe es ist, die Interessen der unterschiedlichen diakonischen Einrichtungen und Dienste zu vertreten.


Die meisten Beschäftigten innerhalb der Evangelischen Kirche und Diakonie sind in diakonischen Einrichtungen tätig, während nur ein kleiner Teil direkt der verfassten Kirche zuzuordnen ist.


1.2 Kirchliches Selbstbestimmungsrecht


Grundlage für das eigene kirchliche Arbeitsrecht ist das der Kirche gewährte kirchliche Selbstbestimmungsrecht.


Das kirchliche Selbstbestimmungsrecht hat sich aus dem Prinzip der Trennung von Kirche und Staat entwickelt und wurde bereits 1919 in der Weimarer Reichsverfassung festgeschrieben. Demnach behielt die Kirche ihren öffentlich-rechtlichen Status, bekam aber die Garantie, ihre inneren Angelegenheiten ohne Einflussnahme des Staates selbst regeln zu können.


Dieser Grundsatz wurde 1949 in das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland übernommen und findet sich in Art. 140 GG in Verbindung mit dem Art. 137 Absatz 3 der Weimarer Rechtsverfassung. Kirchen (und andere Religionsgemeinschaften) können somit als vollgültiges Verfassungsrecht ihre eigenen Angelegenheiten im Rahmen der für alle geltenden Gesetze selbständig regeln.


Artikel 137 WRV:


„(…) (3) Jede Religionsgesellschaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten selbständig innerhalb der Schranken des für alle geltenden Gesetzes. Sie verleiht ihre Ämter ohne Mitwirkung des Staates oder der bürgerlichen Gemeinde. (…)“


Begründet wird das kirchliche Selbstbestimmungsrecht damit, dass die Tätigkeiten innerhalb der Kirche und ihrer Einrichtungen der Tatverkündigung und somit der Glaubensausübung entsprechen.


Die Kirche kann ihre Regelungen jedoch nicht völlig unabhängig festlegen, vielmehr gilt die eigene Rechtsetzung im Rahmen der für alle geltenden Gesetze. Wesentliche staatliche Rechtsgrundsätze und grundlegende Werte, die sich aus dem Grundgesetz ergeben, müssen demnach auch in kirchlichen Einrichtungen gewahrt bleiben. Weiterhin ergeben sich Beschränkungen durch die Rechtsprechung, z. B. durch Urteile des EuGHs, die in nationales Recht umgesetzt werden müssen. Es gilt also, dass sich die Kirche grundsätzlich an die weltliche Gesetzgebung halten muss, sofern nicht nur innere Angelegenheiten betroffen sind.


Mit dem kirchlichen Selbstbestimmungsrecht ist sichergestellt, dass Kirchen die Umsetzung und Verwirklichung ihrer Aufgaben selbst bestimmen können. Grundsätzlich obliegt die Definition, was zu den inneren Angelegenheiten gehört, der Kirche. Jedoch müssen nach Urteilen des EuGHs z. B. Loyalitätsanforderungen an die Mitarbeitenden hinsichtlich ihrer Notwendigkeit durch staatliche Gerichte überprüfbar sein.


Das kirchliche Selbstbestimmungsrecht findet Anwendung, sofern die jeweilige Einrichtung der Kirche zugehörig ist. Das bedeutet, dass die jeweilige Einrichtung kirchliche Grundfunktionen ausübt und durch eine kirchliche Autorität anerkannt sein muss.


Die evangelische Kirche und ihre Einrichtungen sind Körperschaften des öffentlichen Rechts. Kirchengemeinden übernehmen zwar einen Teil der diakonischen Aufgaben, jedoch wird der Hauptteil der diakonischen Arbeit in privatrechtlichen Einrichtungen außerhalb einer Kirchengemeinde geleistet.


Damit ein solcher privatrechtlicher Träger der Kirche zugeordnet werden kann bedarf es folgender Voraussetzungen:




	
kirchlich-diakonischer Zweck der Tätigkeit


	seelsorgerische Begleitung der Arbeit


	Mitgliedschaft in einem Diakonischen Werk


	Bereitschaft zur Anwendung des kirchlichen Rechts





Kurz zusammengefasst ergibt sich für eine Einrichtung die Zugehörigkeit zur Kirche durch eine Mitgliedschaft in einem Diakonischen Werk.


2 Unternehmensformen diakonischer Einrichtungen


Diakonische Einrichtungen sind Träger der Sozialen Arbeit für die evangelische Kirche. Sie verstehen ihren Auftrag als gelebte Nächstenliebe und setzen sich für Menschen ein, die am Rande der Gesellschaft stehen und die auf Hilfe angewiesen oder benachteiligt sind. Daneben versteht sich die Diakonie als Anwältin der Schwachen, indem sie öffentlich die Ursachen von sozialer Not benennt und sich für diese Menschen gegenüber Politik und Gesellschaft einsetzt. 3


In Deutschland werden die einzelnen Diakonischen Werke als gemeinnützige Vereine geführt. Die Aufgabe dieser Vereine ist die Unterstützung ihrer Mitglieder in der Wahrnehmung der oben genannten Aufgaben nach den jeweiligen Satzungen der gliedkirchlichen Werke. Die Mitglieder dieser Vereine sind die einzelnen Diakonischen Einrichtungen.


Neben dieser Zuordnung in den Verein gilt es, für den einzelnen privatrechtlichen Träger eine entsprechende Rechtsform zu wählen. Diese ist grundsätzlich abhängig vom jeweiligen Unternehmenszweck. Hierzu muss man sich die Entwicklung des wirtschaftlichen Umfelds der privatrechtlichen Träger vor Augen führen.


Diakonische Einrichtungen sind in einem Umfeld tätig, das sich in den vergangenen Jahrzehnten grundlegend verändert hat. Bis 1914 wurden die einzelnen Einrichtungen ausschließlich über Spenden oder aus den Vereinen selber finanziert. Heute erfolgt die Finanzierung der einzelnen Dienststellen dagegen aus Eigenmitteln, Kostenerstattungen und öffentlichen Förderungen. Die Finanzierungsbereitschaft durch die öffentliche Hand hat nachgelassen, so dass der Wettbewerbsdruck in diesem Bereich stetig zunimmt und die einzelnen Einrichtungen zu wirtschaftlichem Handeln zwingt. Um die Handlungsfähigkeit der Einrichtung sicherzustellen, bedarf es einer wirtschaftlichen Organisation.


Aus diesem Grund werden diakonische Einrichtungen meist in der Rechtsform einer gGmbH (gemeinnützige Gesellschaft mit beschränkter Haftung) geführt. Eine gGmbH entspricht einer „normalen“ GmbH mit Gemeinwohlorientierung. Für diese Gemeinwohlorientierung erhalten die Gesellschaften entsprechende Steuervergünstigungen. Zudem werden in gGmbHs die erwirtschafteten Gewinne nicht an die Gesellschafter ausgeschüttet, sondern müssen unmittelbar wieder dem Geschäftszweck zugeführt werden. Durch die dahinterstehende Gesellschaft sind Gesellschafter – meist der Verein – an der Unternehmung beteiligt.





1 Evangelische Kirche Deutschland, www.ekd.de (vom 16.12.2021)


2 Becker Uwe, (2011): Perspektive der Diakonie im gesellschaftlichen Wandel, Neukirchener Theologie, , Veröffentlichung über diakonie-rwl.de


3 Diakonie Deutschland, http://www.diakonie.de/selbstverstaendnis (01.06.2016)




3 Rechtsgrundlagen kirchliches Arbeitsrecht


Das kirchliche Arbeitsrecht basiert auf dem Selbstbestimmungsrecht der Kirchen.


3.1 Definition kirchliches Arbeitsrecht


Das staatliche Arbeitsrecht als sogenanntes Arbeitnehmerschutzrecht existiert zur Herstellung der sozialen Balance zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern. Dies ist notwendig, da die Regelungen zu privatrechtlichen Verträgen die schwächere Position der Arbeitnehmer nicht ausreichend berücksichtigen würde.


Für die Festlegung der arbeitsrechtlichen Rahmenbedingungen hat die Kirche ein eigenes Regelungsverfahren, den sogenannten dritten Weg geschaffen. Somit werden die Rahmenbedingungen für die einzelnen Arbeitsverhältnisse in einem eigenen Verfahren festgelegt.


Die Ungleichheit bezieht sich aber nicht nur auf das Verhältnis zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber, sondern besteht auch zwischen betrieblicher Interessensvertretung und Unternehmensleitung. Zum Ausgleich gibt es im weltlichen Recht entsprechende Regelungen wie das Betriebsverfassungsgesetz für Betriebsräte oder das Personalvertretungsgesetz für Personalräte. So regelt z. B. § 74 BetrVG den Umgang bei Meinungsverschiedenheiten zwischen Geschäftsführung und Betriebsrat. Beide Seiten haben demnach grundsätzlich mit dem ernsten Willen zur Einigung zu verhandeln. Bei Streitigkeiten steht Ihnen die Einigungsstelle nach § 76 BetrVG zur Verfügung.
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